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Adresse 
der zu Wien versammelten Erzbischöfe und Bischöfe 

an

Seine k. k. apostolische Majestät.

(Fortsetzung.)

Warum tobt mau also wider das Concordat? Jeder 
Weiterblickende wußte dieß von jeher; in der letzten Zeit 
wird Alles aufgeboten, um Niemanden hierin im Un­
klaren zn lassen. Man stürmt wider das Concordat an, 
wie der Feind wider die Bollwerke der Festung, nicht 
um das Vergnügen zu haben, sie in Trümmer sinken 
zu sehen, sondern um in die Stadt einzudringen und 
dort nach Belieben zu schalten. Der Krieg wider das 
Christenthum ist nichts Neues, und man sollte von jedem 
nicht ganz Unwissenden erwarten, daß er mit den Kunst­
griffen und Losungsworten der Himmelsstürmer vertraut 
sei; es kehrt ja stets dasselbe wieder. Die Gleichheit 
aller Religionen wird im Namen der Vernunft verkündet 
und unter Anrufung der Toleranz in Ausübung gebracht. 
Allein die Eingeweihten haben schon längst bekannt und 

drucken lassen, daß die Toleranz, welche sie fordern, mit 
der Aufhebung der Religion gleichbedeutend sei. Nur die 
Sinnlichkeit hat Wahrheit und Wirklichkeit. Das ist der 
Kern der Geheimlehre. Jede Religion ist ein Wahn, und 
die Behandlung derselben hat sich lediglich nach der Macht 
zu richten, mit welcher sie dem Triumphe einer Ver­
nunft ohne Gott und Geist sich entgegenstellt. Die katho­
lische Religion muß also jeder anderen nachgesetzt wer­
den, weil sie die einzige ist, die man noch zu fürchten Hat. 
Das ist es, was man Toleranz nennt, und kraft dieser 
Toleranz wird in dem katholischen Oesterreich die katho­
lische Kirche täglich durch Lügen und Verhetzungen an­
gegriffen, deren hundertsten Theil gegen Protestanten oder 
Juden vorzubringen Niemand wagen dürfte. Allein die 
Freiheit von der Religion hätte wenig Werth ohne die 
Freiheit von der Pflicht. Man will die Ehe dem Spiele 
der Laune preisgeben, die Auflöslichkeit derselben soll 
decretirt werden. Um ein Volk zu bekommen, wie man 
es wünschet, muß man früh anfangen. Man will sich 
der Kinderschule bemächtigen, die katholische Jugend soll 
nicht mehr katholisch, soll nicht mehr christlich erzogen 
werden. Dieß Alles steht nun auch mit den österreichi­
schen Gesetzen, wie sie vor dem Concordate waren, im 
grellsten Widerspruche. Doch mit dem Gesetze glaubt 
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man fertig werden zu können; der Staatsvertrag steht 
im Wege; daher dieß künstlich in Scene gesetzte Toben.

Man entblödet sich nicht, die österreichische Gesetz­
gebung der Unduldsamkeit gegen die nicht-katholischen 
Christen anzuklagen; doch kein redlicher Mann, welcher 
mit den Verhältnissen genau bekannt ist, kann dieß ohne 
Entrüstung vernehmen. Es gab eine Zeit, zu welcher 
Oesterreich den Protestanten die Duldung versagte; aber 
damals Hatte es eine Pflicht der Selbsterhaltung zu er­
füllen. Im Jahre 1529 auf dem Reichstage zu Speyer 
legten die zu Luther stehenden Fürsten Verwahrung gegen 
die Zumuthung ein, den Katholiken ihres Gebietes 
Duldung zu gewähren, bis das Concilium über die ob- 
schwebenden Fragen werde entschieden haben, und wie 
diese sprachen und Handelten alle Landesherrn, welche 
der neuen Lehre beitraten; soweit ihre Macht reichte, 
ließen sie den Katholiken nur die Wahl zwischen Aus­
wanderung und Verläugnung ihres Glaubens. Sogar 
der landsässige Adel machte wiederholte Versuche, über 
die Religion seiner Gutsunterthanen gleich den Reichs­
fürsten zu verfügen, und wo die Protestanten die Ober­
hand gewannen, war der katholische Landessürst kaum 
noch für seine Person der Religionsfreiheit sicher. Hätten 
die Katholiken etwa sich selbst für vogelfrei erklären und 
die Gegner, welche sie von Haus und Hof trieben, als 
unverletzlich behandeln sollen? Aber auch in jenen Zeiten 
haben Oesterreichs Herrscher die vertragsmäßigen Rechte 
der Protestanten stets geachtet. Ei» Beispiel bietet Sieben­
bürgen dar. Die protestantische» Fürsten, welche sich 
dieses Landes bemächtigten, sicherten zwar den Katholiken 
dieselben Rechte zu, wie dem augsburgischen, helvetischen 
und unitarischen Bekenntmsse; doch sie duldeten im Lande 
keinen Bischof, keinen Generalvicar, kein Domcapitel und 
nahmen die Disciplinargewalt über die katholische Geist­
lichkeit für sich selbst in Anspruch. Als aber Sieben­
bürgen unter Oesterreichs Herrschaft zurückkehrte, wur­
den die Zusicherungen, welche Leopold I. für sich und 
seine Nachfolger gegeben hatte, redlich erfüllt, und die 
drei nicht-katholischen Bekenntnisse blieben im Besitze der 
Rechte, die nach der Landesverfassung ihnen zukamen. 
Die Katholiken schmachtete» in Großbritanien und Irland 
noch unter dem härtesten Joche, auch im protestantischen 
Deutschland waren sie, wo nicht das Normaljahr 1624 
ihnen zu Gute kam, kümmerlich oder gar nicht geduldet; 
da erhielten die Protestanten des Augsburg, und Helve­
tischen Bekenntnisses, wie auch die von der katholischen 
Kirche getrennte» Griechen in Oesterreich die Freiheit 
gemeinsamer Religionsübung und alle bürgerlichen und 
politischen Rechte. In der jüngsten Zeit gewährte der 
zweite, in Kraft erhaltene Artikel der Verfassung vom 
Jahre 1849 ihnen auch die selbständige Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Dennoch vermaß man 
sich, die Klage zu erheben, den österreichischen Prote­
stanten würden die Rechte vorenthalten, die ihnen nach 
dem 16. Artikel der Bundesacte zustünden. Man zählte 
auf die Unbekanntschaft mit dem Bundesrechte, und doch 

hätte Jeder, welcher Zeitungen liest, wissen sollen, daß 
der 16. Artikel mit der Religion gar nichts zu schaffen 
habe und dem Katholiken nicht einmal das Recht ge­
währleiste, für sich und seine Familie in einer Haus­
kapelle die heilige Messe lesen zu lassen. Offenbar war 
daher in ganz Oesterreich allen nicht-katholischen Christen 
schon längst weit Größeres gewährt, als sie in den 
Ländern, vie damals zum deutschen Bunde gehörten, 
Kraft des Bundesrechtes fordern konnten. Um jenen 
ungerechten Klagen Stillschweigen aufzulegen, nahm das 
allerhöchste Patent vom 8. April 1861 im 17. Artikel 
die Zusicherungen der Bundesacte Wort für Wort auf. 
Auch hierbei blieb die Regierung Ew. Majestät nicht 
stehen und durch das Patent vom 23. Januar 1866 
wurde den Christen Augsburg, und Helvetischen Bekennt­
nisses in allen ihre Religio» berühre»den Angelegen- 
heiten, mit Inbegriff der Schule, eine Selbständigkeit 
zuerkannt, deren sie unter der Herrschaft ihrer Glaubens­
genossen sich nirgends erfreuen. Die denselben einge­
räumte Freiheit der Bewegung reicht viel weiter, als 
jene, welche das Concordat für die Katholiken in An­
spruch nimmt. In Betreff der Beiträge, welche der 
öffentliche Schatz für ihre Cultuszwecke gibt, werden sie 
mit solcher Großmuth behandelt, daß die dafür ausge- 
legte Summe im Verhältnisse zur Kopfzahl größer ist, 
als die den Katholiken zugewaudte Unterstützung. Aehn- 
liche Rücksichten trägt man für die nicht-katholischen 
Griechen; ihre Knabenseminare werden in Dalmatien 
viel reichlicher bedacht, als die katholischen.

Es liegt also am Tage, daß Oesterreich den nicht 
katholischen Christen weit mehr gewährt, als irgend eine 
nicht katholische Regierung den Katholiken; doch es gibt 
Gränzen, welche zu ehren die Gerechtigkeit, die Billig­
keit in gleicher Weise gebietet. Schon am 8. Mai 1861 
haben die dem damaligen Reichsrathe angehörenden 
Metropoliten und Bischöfe vor Ew. Majestät sich hier­
über ausgesprochen; mehrere der treugehorsamst Unter­
zeichneten befanden sich unter denselben, alle erkennen 
in jener ehrfurchtsvollen Adresse den Ausdruck von 
Ueberzeugungen, für welche sie einzustehen verpflichtet sind.

In Betreff der Aenderung des Religionsbekennt­
nisses besteht noch immer die provisorische Verordnung 
vom 30. Januar 1849, über welche bereits im Jahre 
1856 die versammelten Bischöfe des gesummten Kaiser- 
thums gegen Ew. Majestät Ministerium für Cultus und 
Unterricht sich ausgesprochen haben. In der Zwischen­
zeit ward aber mit dem Heil. Stuhle ein Einvernehmen 
erzielt, in Folge dessen es der Regierung Ew. Majestät 
freisteht, die Angelegenheit so zu ordnen, daß zwar der 
Katholik nicht gehindert ist, von seinem Glauben sich 
loszusagen, ohne bei seinem Seelsorger Belehrung zu 
suchen, oder ihm auch nur davon Meldung zu machen; 
dagegen jedoch der nicht katholische Christ zur Kirche 
zurückkehren kann, ohne seinen bisherigen oft weit ent­
fernten Seelsorger aufsuchen zu müssen. Sobald eine 
solche Festsetzung erfolgt ist, läßt sich nicht absehen. 
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welcher Wunsch in dieser Beziehung den nicht katholischen 
Religionsgemeinden noch verbleiben könnte, und die 
kirchliche Autorität hat auf die eingetretene Verzögerung 
nicht den geringsten Einfluß genommen.

In den Gesetzen über die Kindererziehung bei ge­
mischten Ehen ist durch das Concordat und die mit 
demselben zusammenhängenden Verträge nicht das Ge­
ringste verändert worden. Die Bestimmungen, welche 
Joseph II. Hierüber erließ, wurden überall, wo sie Ge­
setzeskraft erlangt hatten, aufrecht erhalten; aber auch 
die Kindererziehung nach dem Geschlechte blieb dort, wo 
sie zu Recht bestand, als Richtschnur anerkannt. Es 
geschah dieß also nicht bloß in Siebenbürgen, sondern 
auch in dem kleinen Theile von Schlesien, für weichen 
in Folge des Altranstädter Vertrages vom 22. August 
1709 und im Einklang mit dem Executionsrecesse vom 
8. Febr. 1709 die Verordnung Kaiser Karls VI. vom 
27. Juli 1716 erlassen wurde. Wenn widerrechtlicher 
Zwang die Beschlüsse einer politischen Versammlung 
ungültig machen kann, so ist der Warschauer Vertrag 
vom 24. Febr. 1768 null und nichtig, denn Katharina II. 
erzwang ihn mitten im Frieden durch Aufwiegelung und 
offene Gewalt. Wer ihn aber für gültig hält, kann 
doch unmöglich läugnen, daß er für die Katholiken wie 
gegen sie gelte. Nun macht zwar dieser Vertrag den 
Protestanten und uichtuniirten Griechen bedeutende Zu­
geständnisse, doch andererseits wird die katholische Kirche 
nicht nur als die herrschende anerkannt, sondern es wird 
auch auf den Abfall von derselben die Strafe der Landes­
verweisung gesetzt. Wollte man behaupten, diese Be­
stimmung sei durch das Toleranzpatent aufgehoben, so 
müßte man zugeben, daß auch die den Akatholiten ge­
währten Begünstigungen, in so weit sie das Toleranz­
patent überschreiten, aufgehoben seien. Dennoch wurde 
keiner nicht katholischen Gemeinde ein Recht entzogen, 
in dessen Uebung sie bei der Besitznahme von Galizien 
sich befand, und namentlich wurden der protestantischen 
Gemeinde von Biala, weil sie zur Zeit der Besitznahme 
ver von Bielitz einverleibt war, alle Befugnisse zuge- 
'tanden, welche die letztere in Folge des Altranstädter 
Vertrages erwarb. Da nun die österreichische Regierung 
ille Ansprüche nicht katholischer Gemeinden, für welche 
ich ein Rechtsgrund auffinden ließ, mit so gewissen­
hafter Pünktlichkeit aufrecht hielt, so kann es nicht über­
raschen, daß sie auch den Rechten der Katholiken Achtung 
zollte; vielmehr hätte das Gegentheil die Verwunderung 
aller Unparteiischen erregen müssen. Die Grundsätze, 
rach welchen man in Betreff der Kindererziehung vor- 
gng, sind also unantastbar, und Jene, welche für die 
Insprüche der Protestanten sich auf Verträge und viel- 
jihrige Uebung berufen, kämen mit sich selbst in Wider- 
siruch, wenn sie nicht Eines wie das Andere auch für 
de Katholiken gelten ließen. Zudem hat der heil. Stuhl 
wer die Aufrechthaltung der Gesetze zum Schutz der 
kaholischen Kindererziehung bindende Zusagen erhalten.

In gewisser Beziehung sind die Anordnungen, welche 
gegenwärtig über die Eheschließung bestehen, nicht viel 
jünger, als das Christenthum. Schon in der ältesten 
Zeit forderte man, daß die Ehe vor der christlichen 
Gemeinde eingegaugen werde, sie empfing die Einsegnung 
und wurde durch das heilige Meßopfer besiegelt. Die 
Oeffentlichkeit und die kirchliche Weihe der Ehe wurde 
durch eine lange Reihe von zum Theil sehr strengen 
Verfügungen eingeschärft. Es war aber unmöglich, 
diese Anordnungen zu einem allgemein und unbedingt 
lautenden Kirchengesetze zu erheben, ja, noch jetzt ist dieß 
der Fall. Auch jetzt gibt es noch Hundertausende von 
Katholiken, welche unter Andersgläubigen zerstreut wohnen 
und bei dem besten Willen ihre Ehen nicht immer vor 
einem Priester schließen können, und bevor das Christen­
thum in ganz Europa zur vollen Herrschaft gelangte, 
fanden solche Zustände sich auch in Gegenden vor, welche 
dem Mittelpunkte des kirchlichen Lebens nicht ferne 
waren. Daraus erklärt es sich, warum bis in das 
16. Jahrhundert die Verordnungen über die Oeffent­
lichkeit und kirchliche Weihe der Ehe nur die Geltung 
von Verboten hatten und eine unter vier Augen ge­
gebene Willenserklärung, wofern kein Hinderniß der 
Gültigkeit im Wege stand, eine wahrhafte, kirchlich 
gültige Ehe und somit alle mit derselben verbundenen 
Pflichten begründete.

Allein diese Ordnung der Dinge war nicht ohne 
beklagenswerthe Uebelstände. Hatte Jemand weder Ehre 
noch Gewissen, so konnte er mit einer Frauensperson 
heimlich eine vollkommen gültige Ehe eingehen, dann 
aber die gegebene Willenserklärung abläugnen und mit 
einem anderen Weibe sich trauen lassen. Diese zweite 
Verbindung mochte aber noch so feierlich geschlossen und 
gesegnet werden, sie war ungültig, und der Treulose 
lebte im Ehebrüche. Daher entschlossen sich die Väter 
von Trient, nach langen Berathungen das Hinderniß 
der Heimlichkeit festzusetzen und zu erklären, daß die Ehe 
ungültig sei, wenn sie nicht vor dem Pfarrer eines der 
beiden Brautleute, oder einem von dem Bischofe er­
mächtigten Priester und zwei Zeugen geschlossen werde. 
Das Concilium zog jedoch dem Hindernisse so enge 
Schranken, als mit dem Zwecke verträglich war. Es 
versteht sich von selbst, daß die Brautleute, welche vor 
dem Priester ihre Willenserklärung abgeben, die Ein­
segnung andächtig zu empfangen verpflichtet sind, auch 
wurde die Ertheilung derselben ausdrücklich vorgeschrieben. 
Doch aus welchem Grunde immer sie unterbleiben möge, 
dieser Mangel ist für sich allein unzureichend, die Gül­
tigkeit der Ehe zu hindern. Ferner behielt das Con­
cilium die Möglichkeit im Auge, daß die Beobachtung 
der vorgeschriebenen Form der Eheschließung Schwierig­
keiten finden könne, die von dem guten Willen der Ehe- 
werber unabhängig seien. Daher wurde verordnet, daß 
das Hinderniß der Heimlichkeit in jeder Pfarre erst 30 
Tage nach Verkündigung der dießfälligen Anordnung in 
Kraft trete.

83*
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Im Jahre 1840 wurde an den heiligen Stuhl 
das Ansuchen gestellt, er möge in Ungarn und seinen 
Nebenländern für die gemischten Ehen das Hinderniß 
der Krone anfheben. Die obersten Räthe der Krone 
glaubten, die politische Sachlage mache diese Aenderung 
nothwendig; auch deute man darauf hin, daß zur Zeit 
des Conciliums von Trient und noch lange danach 
Siebenbürgen unter protestantischer Herrschaft stand und 
ein großer Theil von Ungarn den Türken unterworfen 
war, und folgerte daraus, daß nicht nur in Sieben­
bürgen, sondern auch in vielen Gegenden von Ungarn 
die vorgeschriebene Verkündigung des zu Trient gefaßten 
Beschlusses nicht stattgefunden habe. Seine Heiligkeit 
Papst Gregor XVI. entsprach durch die Anweisung vom 
30. April 1841 der ihm vorgelegten Bitte. Schon vor 
mehreren Jahren schien es der Regierung Ew. Majestät 
wünschenswerth, daß für die übrigen Theile des Kaiser- 
thums dasselbe Zugeständniß erlangt werde. Daß das 
Concilium hier ordnungsmäßig sei verkündet worden, 
unterliegt nicht dem leisesten Zweifel; auch sind hier 
die nicht-katholischen Christen eine kleine Minderzahl. 
Wollte Jemand geltend machen, es sei zweckmäßig, daß 
die Eingehung der gemischten Ehen im ganzen Reiche 
unter gleiche Bedingungen gestellt werde, so möge er sich 
daran erinnern, daß in Ungarn über die Kindererziehung 
bei gemischten Ehen dasselbe Gesetz, wie in den andern 
Reichsländern, besteht. So wahr er auf die Gleich­
förmigkeit Werth legt, darf er nicht bevorworten, daß 
hier die Bestimmungen über die Kindererziehung geändert 
werden. Auch in der Frage des Uebertrittes ward auf 
die Gleichförmigkeit mit Ungarn kein Gewicht gelegt, 
denn in Ungarn hat der Katholik, welcher aus seiner 
Kirche scheiden will, sich zweimal bei seinem Pfarrer zu 
melden, die Rückkehr zur Kirche unterliegt keiner solchen 
Förmlichkeit. Doch hierüber zu entscheiden steht ledig­
lich dem Heil. Stuhle zu.

Aus dem Rechte, seine Religion frei und öffentlich 
zu bekennen, ergibt sich ohne Zweifel der Anspruch, in 
den die Religion betreffenden Angelegenheiten nach den 
Grundsätzen derselben behandelt zu werden; doch über 
die Gränze des Möglichen reicht er nicht hinaus. Der 
Staat hat die Macht, einer Verbindung die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe zu gewähren oder nicht zu gewähren; 
allein die Macht, sie zugleich zu gewähren und nicht zu 
gewähren, besitzt er nicht. Der Katholik ist überzeugt, 
daß Kraft göttlicher Anordnung das Band einer voll­
zogenen Ehe unauflöslich sei und vor Gott und dem 
Gewissen auch dann in Kraft verbleibe, wenn ein mensch­
licher Richter es für getrennt erkläre; der Protestant 
hält aber die Ehe für auflöslich. Der nicht-katholische 
Grieche glaubt, sie könne wegen des Ehebruchs getrennt 
werden; nach der Strenge des Gesetzes sollte nur dem 
unschuldigen Theile die Eingehung einer neuen Che ge­
stattet werden, doch ist die Unterscheidung längst aufge­
geben. Für Ehen zwischen einer katholischen und nicht- 
katholischen Person muß also die Gesetzgebung den Fall, 

im Auge behalten, daß der nicht-katholische Theil die 
Trennung wünscht und durch die Grundsätze seiner Re­
ligion sie zu verlangen nicht gehindert ist, und sie muß 
entweder festsetzen, daß die bürgerlichen Wirkungen einer 
gemischten Ehe nur durch den Tod können aufgehoben 
werden, oder die Fortdauer derselben von dem Spruche 
eines Gerichtes, das nach den Grundsätzen des nicht- 
katholischen Theiles urtheilet, abhängig machen. Die 
österreichische Gesetzgebung hat sich für ersteres entschieden, 
sie hat die gemischten Ehen für unauflöslich erklärt und 
dadurch entsprach sie sowohl den Forderungen des Rechtes, 
als der Rücksicht, welche den Grundlagen des sittlichen 
Lebens gebührt.

Dem Katholiken ist die Ehe eine Verbindung, welche 
nur der Tod lösen kann; behält der nicht-katholische Gatte 
sich vor, den Bund zu brechen, wenn der Zug der 
Neigung wechselt, so ergibt sich eine grelle Ungleichheit 
des Rechtes zwischen zwei Personen, von welchen schon 
das heidnische Rom voraussetzte, alles Göttliche und 
Menschliche soll ihnen gemeinsam sein. Träfe Hierbei 
Pflicht auf Pflicht, so wäre die Schwierigkeit freilich 
groß; dieß ist aber nicht der Fall. Dem nicht-katholi­
schen Griechen gebietet seine Religion keineswegs, wenn 
sein Gatte einen Ehebruch begeht, zu einer neuen Ehe 
zu schreiten, sie erlaubt ihm nur, es zu thun. Macht 
er selbst sich des Ehebruchs schuldig, so ist die Freiheit, 
bei Lebzeiten des gekränkten Gatten sich zu verehelichen, 
ihm nur durch die Erschlaffung feiner eigenen Kirchen- 
disciplin möglich geworden, und es wäre wahrhaft em­
pörend, wenn er durch einen Ehebruch das Recht er­
würbe, das Band, welches ihn an eine katholische Person 
knüpft, zu zerreißen. Zwischen Katholiken und Prote­
stanten ist in Auffassung der Ehe ein tiefgehender Unter­
schied. Alle Katholiken, aber auch die nicht-katholischen 
Griechen, Armenier und Shrier, sowie die Moncphhsiten 
und Nestorianer, welche schon im 5. Jahrhundert aus 
der Kircke schieden, erkennen die Ehe als ein Sakrament 
des neuen Bundes. Martin Luther nennt die Ehe ein 
äußerlich, weltlich Ding, wie Speise, Kleider, Haus und 
Hof. Demungeachtet blieb das christliche Gefühl bei dm 
Gemeinden seines Bekenntnisses, ja, auch bei ihm selbst 
nicht ohne Bezeugung. So läugneten also die Prote­
stanten das Sakrament der Ehe, unterstellten die E)e 
dem Staatsgesetze und behaupteten die Trennbarkeit bec- 
selben ; aber die Heiligkeit der ehelichen Pflichten wurde 
zugegeben, wurde geehrt, und wo dieß mit nachhaltige? 
Kraft geschah, behandelten Gesetz und Uebung die Eh«- 
trennung mit Ungunst und schränkten sie in enge Gränzen 
ein. Dieß ist nun anders geworden. Schon seit bau 
Anfänge des Jahrhunderts bat in Preußen die proe- 
stantische Ehe alle Festigkeit verloren; denn der Gate, 
welchen nach einer andern Verbindung gelüstet, erlaigt 
den Spruch der Auflösung ohne große Schwierigkit. 
Die löblichen Versuche, dem Unheile zu steuern, ind 
ohne großen Erfolg geblieben, und Preußens Beipiek 
wirkt auf die übrigen Theile des protestantischen Deusch- 
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land. Aber die Entkräftung des christlichen Glaubens| 
hält damit gleichen Schritt, und kein Protestant, der es 
mit dem Christenthume noch ernstlich meint, stellt iu 
Abrede, daß seine Religion zwar in gewissen Fällen die 
Ehetrennung gestatte, doch es sehr schön und löblich 
finde, wenn die Gatten einander Treue halten bis in 
den Tod. Der Protestant, welcher bei der Vermählung 
mit einer katholischen Person sich zur Eingehung einer 
unauflöslichen Verbindung anheischig macht, erfüllt also 
eine Pflicht der Gerechtigkeit, an welcher seine Religion 
ihn keineswegs hindert. Der Staat, welcher an ihn 
diese Forderung stellt, achtet das Recht des Katholiken, 
ohne dem anderen Theile ein Unrecht zuzufügen, und 
Handelt nach Maßgabe eines Grundsatzes, welcher so 
alt ist, als die wissenschaftliche Entwickelung des Rechts­
gedankens. Bei dem Gewichte dieser Gründe stehen doch 
die Wagschalen gewiß nicht gleich, und deßhalb liegt in 
der Festsetzung der Auflöslichkeit für den protestantischen 
Theil die Bevorzugung des Grundsatzes der Auflöslich­
keit vor dem der Unauflöslichkeit. Eine protestantische 
Regierung folgt dabei den durch ihre Religion bedingten 
Ansichten. Die österreichische hätte eine solche Entschul­
digung nicht. Um willen der Unantastbarkeit eines großen 
Grundsatzes müssen in Frankreich die Protestanten sich 
sogar gefallen lassen, unter sich keine anderen, als un­
trennbare Ehen zu schließen.

Man geht noch weiter. Wenn Einer von zwei katho­
lischen Gatten die Kirche verläßt, so soll er dadurch das 
Recht erwerben, die Trennung seiner Ehe zu verlangen. 
Die Ehe ist mehr, als ein Vertrag, aber sie kann nicht 
anders, als durch einen Vertrag zu Stande kommen. 
Bei der Ehe kommt Höheres, als die bloße Rechtsver­
bindlichkeit in Anbetracht: aber die Rechtsverbindlichkeit, 
welche der Vertrag begründet, wird dadurch weder aufge­
hoben, noch geschwächt. Schließt der Protestant eine ge­
mischte Ehe unter einer Gesetzgebung, welche die Trennung 
derselben gestattet, so hat er nicht die Absicht, eine unauf­
lösliche Verbindung einzugehen. Allein jeder Katholik ver- 
pflicktet in dem Vertrage, durch welchen er die Ehe schließt, 
sich zur Eingehung einer unauflöslichen Verbindung; wenn 
nun zwei Katholiken sich verheirathen, so übernehmen 
beide Theile, so wahr sie eine Ehe zu schließen beab­
sichtigen, gegeneinander die Rechtsverbindlichkeit, einen 
unauflöslichen Bund zu schließen, und wenn Eines von 
ihnen mit Berufung auf das protestantische Bekenntniß, 
dem es sich zugewandt habe, zu einer anderen Ehe 
schreitet, so wird dadurch ein rechtmäßig eingegangener 
Vertrag gebrochen. Daß protestantische Gesetzgeber solche
Ehen erlauben, ist leicht zu erklären. Der Uebertritt 
zum Protestantismus wird dadurch begünstigt. Zudem 
ist der protestantische Christ der Meinung, das göttliche 
Gesetz erlaube die Auflösung der Ehe. Wer von der 
Lehre der Unauflöslichkeit sich lossage, gelange zu einer 
besseren Einsicht und könne seiner christlichen Freiheit 
sich bedienen. Er ertheilt also dem abgefallenen Katho­
liken das Recht, sich zu verehelichen mit Berufung auf 

den Willen Gottes, von welchem er in den Lehren seines 
Bekenntnisses eine gegenständlich begründete Kenntniß zu 
Haben glaubt. Aber ganz anders stellt die Sache sich, 
wenn Jemand behauptet, weil der Katholik über Gottes 
Willeu anderen Sinnes geworden sei, so sei er berechtigt, 
einen eingegangenen Vertrag als unverbindlich anzusehen. 
Wenn die Pflichten gegen Andere von den Ansichten ab­
hängen, die man über den sittlichen Grund der Ver­
bindlichkeit hat oder zu Haben vorgibt, so bleibt der 
Communist, indem er das Eigenthum als Diebstahl be­
handelt, ganz inner dem Bereiche seines Rechtes. Soll 
etwa der österreichische Gesetzgeber die Rechtsverbindlich­
keiten, die aus der katholischen Ehe hervorgehen, vom 
Standpunkte der protestantischen Religion beurtheilen, soll 
er dabei von der Voraussetzung ausgehen, die Lehre von 
der Würde und Unauflöslichkeit der Ehe sei Menschen­
wahn? Behauptet er aber, der protestantisch gewordene 
Katholik sei an den Vertrag nicht mehr gebunden, weil 
er ihn nicht mehr für verbindlich erachte, so wird der 
Grund des Vertragsrechts und Alles, was daraus ge­
baut ist, erschüttert.

Der Gatte übernimmt durch Eingehung der Ehe 
Pflichten gegen den Gatten; der Priester übernimmt 
durch Empfang der Priesterweihe Pflichten gegen die 
Kirche und die christliche Gemeinde. Eine besondere 
Ausprägung erhalten sie, wenn er zur Ausspendung des 
heil. Sakraments der Buße ermächtigt wird. Die Gläu­
bigen erschließen ihm die Tiefen ihres inneren Lebens 
unv die Geheimnisse ihrer Herzen werden ihm offenbar. 
Auch er wird dadurch, daß er den katholischen Glauben 
verläugnet, seiner freiwillig übernommenen Verbindlich­
keiten nicht entledigt. Wenn der protestantische Gesetz­
geber ihn als frei von jeder Priesterpflicht behandelt, 
so thut er es, weil er die Lehre seines Bekenntnisses 
als Wahrheit ansieht, und hält er sich davon ernstlich 
überzeugt, so kann die Folgerichtigkeit seines Verfahrens 
nicht angestritten werden. Die Schuldbarkeit seines Irr­
thums richtet Gott. Bei Bestimmungen, welche für 
Oesterreich erlassen werden, von der protestantischen 
Auffassung des Christenthums auszugehen, wird wohl 
Niemanden beikommen, und der Grundsatz, daß die Fort­
dauer übernommener Verbindlichkeiten von den Meinun­
gen des Verpflichteten abhänge, ist verderblich und ver­
werflich, möge, der auf denselben sich beruft, ein Geist­
licher oder ein Weltlicher sein. Es ist daher der Staats­
gewalt nicht erlaubt, einen abtrünnigen Priester so zu 
behandeln, als sei er jeder Verbindlichkeit gegen die Kirche 
und die Gläubigen entledigt. Die grellste Verhöhnung 
der priesterlichen Pflicht ist die Eingehung einer Ver­
bindung, welche den Anspruch macht, eine Ehe zu sein. 
Die Staatsgewalt darf durch ihre Anordnungen über 
die bürgerlichen Wirkungen nicht hierzu die Hände bieten. 
Napoleon I. war kein eifriger Katholik, doch sein richtiger 
Blick ließ ihn erkennen, um einiger Verkommener willen 
dürfe man nicht dulden, daß die heiligsten Ueberzeu­
gungen der großen Mehrzahl der Franzosen so frech und 
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offen verletzt würden. Sein eigenes Gesetz bereitete ihm 
dabei Schwierigkeiten: denn es verfügte über die Ehe 
als eine bloß weltliche Angelgenheit. Doch er half im 
Verordnungswege nach; es wurde den Beamten des 
Civilstandes untersagt, die Erklärung, eine Ehe schließen 
zu wollen, von einem Priester anzunehmen. Dieß Ver­
bot besteht jetzt, wie vor 60 Jahren; so mannichsache 
Regierungsformen Frankreich mittlerweile erlebte, keine 
hat daran gerüttelt. Aber es kann geschehen, daß der 
Beamte die ihm ertheilte Weisung Übertritt. Dann 
pflegen die Gerichte einzuschreiten und die Verbindung 
für ungültig zu erklären. Vor dem Ausschüsse der Ar­
beiter-Republik ward auf das unauslöschliche Merkmal 
hingewiesen, welches die Priesterweihe den für Gott Aus­
gesonderten eindrücke, und es geschah dieß nicht ver­
gebens. Die treugehorsamst Unterzeichneten halten es für 
unmöglich, daß in Oesterreich die Sache jemals im 
Sinne des Protestantismus sönne geregelt werden.

Auch über das Verfahren, welches die Kirche bei 
Begräbnissen beobachtet, hat man Klagen vorgebracht, 
und sie werden von Zeit zu Zeit wieder hervorgesucht; 
aber die Ungerechtigkeit derselben ist augenscheinlich. Die 
katholische Kirche hat niemals irgendwelche Religions­
gemeinde gehindert, über ihre eigenen Friedhöfe nach 
ihren eigenen Grundsätzen zu verfügen, und sie verlangt 
von Niemandem etwas Anderes, als daß man auch sie 
über ihre Gottesäcker nach ihren Grundsätzen verfügen 
lasse. Bei der Begräbnißordnung kommen auch Gesund­
heitsrücksichten in Anbetracht, und die Staatsgewalt ist 
berechtigt, in dieser Beziehung Verfügungen zu treffen; 
über die Vornahme gottesdienstlicher Handlungen zu ent­
scheiden, liegt jenseits ihres Gebietes. Zudem hat der 
katholische Friedhof die Rechte einer geweihten Stätte: 
denn er wird für die Leiber der Gläubigen, welche der 
Auferstehung harren, durch Gebet und Segnung ausge­
sondert. Wenn eine Erweiterung oder Verlegung des 
Gottesackers nothwendig wird und die Pfarrkirche die 
dadurch hervorgerufenen Ausgaben nicht zu bestreiten 
vermag, so kann der, welcher die Kosten trägt, durch 
einen Antheil an den Grabgebühren entschädigt werden, 
doch ein Verfügungsrecht über den Gottesacker steht ihm 
nicht zu.

Bei Anwendung dieser Grundsätze auf das Begräb- 
niß von Andersgläubigen, die einen eigenen Friedhof nicht 
haben, werden alle Rücksichten des Anstandes und mensch­
lichen Wohlwollens beobachtet. Wo sich das Bedürfniß 
zeigt, hierfür eine Stätte zu bereiten, wird der Friedhof 
getheilt oder ein Anbau vorgenommen, und hier kann der 
Seelsorger des Verstorbenen, wenn er berufen wird, die 
Bestattung mit den seinem Bekenntnisse entsprechenden 
Feierlichkeiten vornehmen. Doch in sehr vielen Gegen­
den ist die Beerdigung eines nicht-katholischen Christen 
etwas so Seltenes, daß mau Niemanden zumuthen kann, 
dafür durch Herstellungen vorzusorgen. Daun wird die 
Leiche inner der Einfriedung des katholischen Gottes­
ackers anständig begraben. In diesem Falle mag der 

nicht-katholische Seelsorger im Sterbehause seines Amtes 
walten; doch er hat kein Recht, auf den katholischen 
Gottesacker sich einzudrängen. Ueber die Bemühung, 
gegen Andersgläubige billig zu sein, darf man weder 
auch das Kirchengesetz vergessen, noch die Gewissens­
freiheit des Katholiken kränken. Gekränkt wird sie aber, 
wenn er nicht einmal auf einer geweihten Stätte vor 
Verletzung seiner heiligsten Gefühle sicher ist. Als die 
Regierung noch wie über die Gottesdienstordnung, so 
über die Feierlichkeiten der Begräbnisse Gesetze gab, 
wurde wenigstens streng darauf gehalten, daß der nicht- 
katholische Seelsorger es vermied, auf dem katholischen 
Gottesacker den Glauben und die Gefühle des Katholiken 
zu verletzen. Leichenreden zu halten und akatholische 
Lieder zu singen, war damals außer Ungarn im Freien 
nicht gestattet; um so weniger ward es auf einem katho­
lischen Friedhofe geduldet. Auch war es nicht erlaubt, 
in die Form eines Gebetes zu kleiden, was man als 
Rede nicht vortragen durfte. Jetzt ist die katholische 
Gemeinde wider solche Ausschreitungen ohne Schutz, und 
sie sind schon in der grellsten Weise vorgekommen. 
Während aber die Kirche auf den von ihr geweihten 
Stätten ihre Gesetze und den Anstand wahrt, ist sie 
weit entfernt, zu verlangen, daß ihren Priestern gestattet 
werde, auf nicht-katholischen Friedhöfen eine gottesdienst­
liche Handlung vorzunehmen. In katholischen Familieu- 
grüften oder Erbbegräbnissen können einzele nicht-katho­
lische Familienglieder auf Verlangen ihrer Verwandten 
beigesetzt werden; doch vermag die Kirche nicht zu er­
lauben, daß Katholiken, welche in der Gemeinschaft ihrer 
Kirche gestorben sind, auf nicht-katholischen Friedhöfen 
begraben werden. Scheint es den Vorstehern nicht-katho­
lischer Religionsgemeinden unzulässig, daß der Leib Eines 
ihrer Glaubensgenossen in einer katholischen Familien­
gruft bestattet werde, so bleibt es ihnen unbenommen, 
dagegen Einsprache zu erheben. Dieß betrifft ihr Ver­
hältniß zu ihren eigenen Gemeindegliedern und berührt 
die katholische Kirche in keiner Weise.

Seit 1859 hat man Alles, was die Künste der 
Wühlerei vermögen, wider das Concordat und die katho­
lische Kirche aufgeboten; dennoch wurde bis vor kurzem 
die Ehefrage selten berührt. Dian hält es nun an der 
Zeit, auch hier den Angriff zu eröffnen, und stellt die 
Behauptung voran, durch die Gerichtsbarkeit, welche das 
Concordat der Kirche eingeräumt habe, seien die Rechte 
des Staates verletzt. Aber das grade Gegentheil ist 
wahr; die Rechte des Staates sind unverletzt geblieben, 
und er hat zur Wahrung seiner wohlverstandenen In­
teressen eine mächtige Hülfe erhalten. Die Verstümme­
lung, welche der Rechtsbegriff durch eine verirrte Wissen­
schaft erfuhr, hat auch die Auffassung der Ehe gefälscht 
und sogar für verständige und kenntnißreiche Männer 
das richtige Verständniß erschwert; doch jedem Tage ist 
seine Plage genug. Die Theorie, mit welcher man nun 
wieder Geschäfte macht, knüpft sich großentheils an Miß­
griffe der Forschung, welche hinter uns liegen und auch 



in dieser Frage hat die Scheidung der Geister begonnen. 
Macht und Recht fällt nicht zusammen; damit ist die 
Partei der Bewegung einverstanden, wenn die Macht 
wider sie gerichtet ist, aber nicht, wenn sie der Macht 
sich sicher glaubt. Nur zu oft kann das Recht ohne 
Macht nicht durchgeführt werden; aber ohne eine Ver- 
pflichtung dessen, an welchen der Anspruch lautet, ist 
das Recht nicht vorhanden. Die Staatsgewalt kann nur 
deßhalb Rechte verleihen, weil sie inner ihrem Bereiche 
Pflichten auflegen kann; doch weder alle, noch die höch­
sten Pflichten der im Staate Vereinigten sind von Ver­
fügungen der Staatsgewalt abhängig. Aus der Pflicht 
des Einen gegen den Anderen kann sich der Anspruch 
auf eine erzwingbare Leistung ergeben. Die Zwangan­
wendung steht, von Nothfällen abgesehen, der Staats­
gewalt zu; indem sie aber einem begründeten Ansprüche 
Achtung verschafft, übt sie nicht nur ihr Recht, sondern 
erfüllt auch ihre Pflicht. Die Ehe ist keine Einrichtung 
des Staates, sondern die sittliche Grundlos der häns- 
lichen Gesellschaft, welche der Staat zur Mraussetzung 
Hat. Die Ehe bringt Ansprüche auf erzwingbare Leistun­
gen mit sich, aber die Pflichten, durch deren Erfüllung 
sie heilig und segensreich wird, stehen über dem Bereiche 
der Nöthigung Diese unbeachtet zu lassen, ist der Staats­
gewalt nicht erlaubt; der Staat ist ja keine bloße Zwangs- 
anstalt; er bedarf des Einflusses jener Pflichten, zu 
welchen die Harte Hand des Zwanges nicht emporreicht und 
wenn die Wirksamkeit derselben abnimmt und schwindet, 
so verflüchtigen sich seine Kräfte. Daraus ergibt sich die 
Stellung des Staates zu der christlichen Ehe.

(Schluß folgt.)

Kirchliche Mittheilungen und Nachrichten.

Karlsruhe, 5. Oct. Das neueste Verordnungsblatt 
erklärt das vom Erzbischof erlassene Verbot der Betheili­
gung der Geistlichen an der Prüfung über die wissen­
schaftliche Vorbildung für ungültig, als in staatsbürger­
liche Verhältnisse eingreifend und ohne Genehmigung des 
Staats erlassen.

4 Berlin. Im nächsten Jahre beabsichtigt die evan­
gelische Allianz ihre Versammlung zu New-Aork zu 
Halten.

t Berlin. Die Hengstenbergische Kirchenzeitung ent­
hält in Nr. 79 einen Aufsatz über „die geistliche Tracht", 
der allenthalben beherzigt zu werden verdient.

* Mecklenburg, 24. Sept. Die von der Regierung 
ergriffene Initiative bezüglich der Stellung der Juden in 
Mecklenburg und der daran sich schließenden Verhand­

lungen mit den städtischen Corporationen, insbesondere 
Rostock's, haben wir mitgetheilt. Zur Unterstützung und 
Schärfung dieser Schritte haben jetzt die mecklenburgischen 
Juden folgende Petition an den Reichstag gerichtet:

„Hoher deutscher Reichstag! Unterm 28. Febr. d. J. 
haben sich die mecklenburgischen Judengemeinden erlaubt, 
beim hohen Reichstage zu beantragen: „daß der geheiligte 
Grundsatz der bürgerlichen Gleichstellung in Bezug auf 
die Mecklenburger jüdischen Glaubens, zu Ehren des deut­
schen Vaterlandes, zur Geltung komme und dem auf ihnen 
schwer lastenden Ausnahmezustände ein Ende mache". Nicht 
bloß im Reichstage selbst, sondern auch in den geachtet- 
sten Organen der Presse, im In- wie Auslande, hat diese 
Petition die lebhaftesten S^mpathieen geweckt. Wenn sie 
gleichwohl in Folge der Vorberathung, namentlich über 
Art. 3 des Verfassungsentwurfs, vom hohen Reichstage 
für erledigt erachtet worden ist, so haben wir dieß doch 
nur in dem Sinne aufzufassen vermocht, daß der Reichs­
tag die baldige Durchführung nnd Feststellung der Ver­
fassung als höchstes Ziel derzeitig erstrebte und es der 
nahen Folgezeit vorbehielt, sein für die Machtstellung und 
Entwickelung unseres deutschen Vaterlandes überaus segeus- 
reiches Werk von dem Flecken zu reinigen, daß noch ein 
Theil der zum norddeutschen Bunde zählenden Staatsan­
gehörigen um seines religiösen Bekenntnisses willen im 
Genusse der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte auf 
eine unerhörte Weise gekränkt wird. Der hohe Reichs­
rath tritt heute zusammen, um unter des Allvaters Segen 
mit dem Ausbaue der norddeutschen Verfassung zu be­
ginnen. Wie viele Tausende deutscher Brüder dem sich ver­
sammelnden Reichstage die schönsten Hoffnungen auf das 
immer Herrlichere Emporblühen des Vaterlandes entgegen­
tragen, so belebt auch insbesondere die mecklenburgischen 
Juden der Gedanke, daß dieser Reichstag dazu bestimmt 
sein werde, uns aus der Finsterniß zum Lichte zu führen 
und uns das höchste der irdischen Güter, volle Glanbens- 
und Gewissensfreiheit, zu gewähren. Wird diese unsere 
ehrerbietigste Bitte um solche Gewährung leer verhallen 
oder unserm brennenden Durste nach Gleichstellung der 
bloße Trost der Vertagung gereicht werden? oder ein so 
wesentliches Erforderniß der Zusammengehörigkeit, wie das 
Jndigenat, ein frommer Wunsch vorläufig bleiben? Das 
Jahr 1867 wird, Dank sei es dem Reichstage, dem auf 
den Juden Mecklenburgs ruhenden Drucke ein Ende machen.
In dieser Zuversicht verharren

Der Vorstand
der israelitischen Gemeinde zu...

* Aus der sächsischen Lausitz, Ende Sept. Bischof 
Forwerk, welcher Anfang dieses Monats von einer längeren 
Visitationsreise durch die katholischen Ortschaften der Lausitz 
nach Bautzen zurückgekehrt ist, soll sich sehr günstig über 
den Zustand der katholischen Gemeinden ausgesprochen 
haben. Die Beziehungen derselben mit den benachbarten 
katholischen Gemeinden Böhmens scheinen sich in demselben 
Maße zu steigern, als die protestantische Kirche nach
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Böhmen hinübergreift und ansehnliche Gemeinden, wie in 
Rumburg und Reichenberg, stiftet. Die stattliche Kirche der 
evangelischen Gemeinde der letztgenannten großen Fabrik­
stadt ist, auf einer Anhöhe stehend, in dem Reichenberger 
Thale weithin sichtbar. Während aber die evangelische 
Geistlichkeit der Lausitz in keiner eigentlichen Wechselbe­
ziehung zu der Böhmens steht, ist das im reichsten Maße 
mit der katholischen der Fall. Lausitzer Priester werden 
nach böhmischen bischöflichen Sprengeln und böhmische nach 
dem Lausitzer Sprengel versetzt, wie beispielsweise erst 
jetzt wieder Kaplan Pater Edmund von Kloster Marien­
stern nach Böhmen abgegangen und der böhmische Geist­
liche Pater Jnnoceuz Hawoek (welcher zuletzt als Kaplan 
in Salzburg fungirte) an seifte Stelle gekommen ist. In 
jüngster Zeit haben sich auch wieder zwei junge Wen- 
dinnen in den Orden der Cistercienser zu Kloster Matienrha 
aufnehmen lassen. Czechisch nationale Tendenzen und ihre 
bekannte, den Staat auflösende Centrifugalität sind bis 
jetzt in unsere wendischen Kreise nicht eingedrungen. 
Auch in den katholischen Gemeinden sind sie wenigstens 
nicht zu bemerken. Indeß drohen sie bei obigem Zusam­
menhänge mit den czechisch-katholischen Gemeinden Böh­
mens um so mehr, da die katholischen Geistlichen der 

sächsischen Lausitz fast ausschließlich in Prag gebildet wer­
den, und dieses bekanntlich ein Hauptherd der czechischen 
Bestrebungen ist. In der That kommen auch unsere 
jungen katholischen Candidaten meist und länger schon, 
von czechischen Tendenzen insicirt, aus Böhmen zurück. 
Die Macht der Loyalität in unseren öffeutlichen Verhält­
nissen führt sie indeß, soweit wir beobachten konnten, bis 
jetzt meist bald zu einer nüchternen und besonnenen Auf­
fassung ihrer ausschließlich kirchlichen Aufgabe zurück. Wir 
haben solche katholische Geistliche Sachsens über diesen 
Gang ihrer Entwickelung sich aussprechen und die czechi­
schen Einflüsse in Prag bedauern hören.

* Japan. Nachdem kirchlich die abyssinische, wie 
früher die chinesische Frage ihrem Ende sich zuzuneigen 
scheint, scheint dafür eine japanesische auftauchen zu wollen. 
Aus Nangasaki (Japan) ist die Meldung eingegangen, 
daß 7O eingeborne Christen ihres Bekenntnisses wegen 
gefangen gesetzt worden sind. Es wird dort leichter sein, 
als in Abyssinien, das christliche Interesse zu wahren. In 
wunderbarer Weise bröckelt ein großes Bollwerk des Heiden­
thums nach dem andern zusammen.
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